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§ 14 NJVollzG
(Begriff des wichtigen Anlasses)

Das Gesetz selbst nennt als wichtigen 
Anlass eine lebensgefährliche Erkran-
kung eines Angehörigen. Dabei spielt 
keine Rolle, ob sich der Zustand seit der 
letzten Ausführung nicht wesentlich 
verändert hat.

Oberlandesgericht Celle, Beschluss vom 4. 
September 2013 - 1 Ws 337/13 (StrVollz)

Gründe:
I.

Der Antragsteller verbüßt eine lebens-
lange Freiheitsstrafe und befindet sich 
derDer Antragsteller verbüßt derzeit 
wegen Mordes eine lebenslange Frei-
heitsstrafe. 15 Jahre wird er im Juni 
2024 verbüßt haben. Weil sein Vater 
schwer erkrankt und dessen Lebenser-
wartung nicht sicher abzusehen war, 
gestattete die Antragsgegnerin dem 
Antragsteller im September 2012 aus 
wichtigem Grund eine Ausführung, die 
beanstandungsfrei verlief. Einen erneu-
ten Antrag auf eine entsprechende 
Ausführung hat die Antragsgegnerin 
abgelehnt und hierzu ausgeführt, seit 
der Ausführung im September 2012 
habe sich der Zustand des Vaters nicht 
verschlechtert, weshalb ein wichtiger 
Grund im Sinne von § 14 NJVollzG nicht 
vorliege. Kontakt zum Vater könne der 
Antragsteller auch durch Briefe oder 
telefonisch pflegen. Zudem stehe eine 
Entlassung aus dem Strafvollzug vor-
aussichtlich nicht vor Juni 2024 an, so 
dass der Vater dann bereits verstorben 
sein dürfte; von daher sei die Bedeu-
tung einer Ausführung vor dem Hin-
tergrund der Resozialisierung zu re-
lativieren. Den hiergegen gerichteten 
Antrag auf gerichtliche Entscheidung 
hat die Strafvollstreckungskammer zu-

rückgewiesen. Zwar sei die Annahme 
eines wichtigen Grundes gerichtlich voll 
überprüfbar, die Entscheidung der An-
tragsgegnerin sei aber frei von Ermes-
sensfehlern getroffen worden. Gegen 
diesen Beschluss wendet sich der An-
tragsteller mit seiner Rechtsbeschwerde 
und trägt hierzu vor, die Entscheidung 
der Antragsgegnerin sei ermessensfeh-
lerhaft. Das Abstellen auf den voraus-
sichtlichen Entlassungszeitpunkt sei 
menschenverachtend, überdies habe 
die Antragsgegnerin im gerichtlichen 
Verfahren in unzulässiger Weise Gründe 
für ihre Entscheidung nachgeschoben.

II.

Das auch im Übrigen zulässig erho-
bene Rechtsmittel ist nach Maßgabe 
von § 116 Abs. 1 StVollzG jedenfalls zur 
Sicherung der Einheitlichkeit der Recht-
sprechung zulässig. Es gilt, der Wieder-
holung der nachfolgend aufgezeigten 
Rechtsfehler entgegen zu wirken.

III.

Der Rechtsbeschwerde konnte in der 
Sache ein zumindest vorläufiger Erfolg 
nicht versagt bleiben. Die angefochtene 
Entscheidung der Strafvollstreckungs-
kammer ist nicht frei von Rechtsfehlern.

1. Der angefochtenen Entscheidung 
lässt sich bereits nicht entnehmen, von 
welchem Prüfungsmaßstab die Kam-
mer ausgeht. Zwar weist die Kammer 
zunächst zutreffend darauf hin, dass der 
Begriff des wichtigen Anlasses im Sinne 
von §§ 14 NJVollzG, 35 StVollzG der vol-
len gerichtlichen Nachprüfung unter-
liegt, und dass kein Rechtsanspruch auf 
Gewährung, sondern lediglich auf eine 
ermessensfehlerfreie Entscheidung be-
steht, die das Gericht nur eingeschränkt 
überprüfen könne (vgl. auch Callies/
Müller-Dietz, Strafvollzugsgesetz, 11. 
Aufl., § 35 Rn. 1 m.w.N.). Die Kammer 
will nachfolgend aber das Vorliegen 
eines wichtigen Anlasses offenbar 
mit der Erwägung verneinen, die Ent-
scheidung der Antragsgegnerin lasse 
Ermessensfehler nicht erkennen. Hier-

bei werden die Aspekte voller gericht-
licher Nachprüfbarkeit einerseits und 
eingeschränkter Prüfungskompetenz 
andererseits aber nicht hinreichend 
getrennt. Denn während die volle ge-
richtliche Nachprüfbarkeit sich lediglich 
auf die Tatbestandseite (Vorliegen ei-
nes wichtigen Anlasses) bezieht, betrifft 
die eingeschränkte Prüfungskompe-
tenz auf Ermessensfehler lediglich die 
Rechtsfolgenseite. Dies kommt in der 
angefochtenen Entscheidung nicht 
hinreichend zum Ausdruck.

2. Aber auch soweit die Kammer das 
Vorliegen eines wichtigen Anlasses 
verneint, hält dies im Rahmen voller 
gerichtlicher Nachprüfbarkeit einer 
Nachprüfung durch den Senat nicht 
stand. Insofern steht vielmehr zu be-
sorgen, dass die Antragsgegnerin - und 
nachfolgend die Strafvollstreckungs-
kammer - den Begriff des wichtigen 
Anlasses im Sinne von §§ 14 NJVollzG, 
35 StVollzG verkannt hat. Das Gesetz 
selbst nennt als wichtigen Anlass eine 
lebensgefährliche Erkrankung eines 
Angehörigen. Eine solche liegt in der 
Person des Vaters des Antragstellers 
offenkundig vor - was Anlass bot, dem 
Antragsteller im September 2012 aus 
wichtigem Anlass eine entsprechende 
Ausführung zu bewilligen. Das Vorlie-
gen einer lebensbedrohlichen Erkran-
kung kann nunmehr aber nicht mit 
der Erwägung verneint werden, der 
Zustand des Vaters habe sich seit der 
letzten Ausführung nicht wesentlich 
verändert - zumal ausweislich des vom 
Antragsteller vorgelegten Attests die 
Lebenserwartung nach wie vor stark 
eingeschränkt ist. Das Attest teilt hierzu 
mit, ein plötzliches Ableben sei bei auch 
nur geringer Verschlechterung einer 
Komponente der Multimorbidität zu 
erwarten. Ein lebensbedrohlicher Zu-
stand liegt also weiterhin dem Grunde 
nach vor. Alles Weitere ist keine Frage 
des wichtigen Anlasses, sondern kann 
erst und nur auf Rechtsfolgenseite im 
Rahmen der vorzunehmenden Ermes-
sensentscheidung Berücksichtigung 
finden.
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3. Aber auch im Hinblick auf die ein-
geschränkte Überprüfung des der An-
tragsgegnerin zustehenden Ermessens 
ist die angefochtene Entscheidung 
ebenfalls nicht fehlerfrei. Insofern hat 
der Antragsteller zunächst zutreffend 
darauf hingewiesen, dass diese Prü-
fung auf Umstände gestützt wird, die 
die Antragsgegnerin erst im Laufe des 
gerichtlichen Verfahrens und somit in 
unzulässiger Weise nachgeschoben hat 
(vgl. hierzu nur Callies/Müller-Dietz, § 
115 Rn. 8). Ein solches unzulässiges 
Nachschieben von Gründen liegt in 
der Regel vor, wenn die zum Gegen-
stand der gerichtlichen Entscheidung 
gemachten Umstände in der mit dem 
Antrag auf gerichtliche Entscheidung 
angefochtenen Entscheidung der An-
tragsgegnerin keine Stütze finden. Die 
Entscheidung der Antragsgegnerin 
stellt weder auf den Verlauf und die 
Umstände der ersten Ausführung und 
den familiären Kontext, noch auf die 
Personalbelange der Antragsgegnerin 
ab. Neu in diesem Sinne ist ebenfalls die 
Erwägung, der Antragsteller werde vor-
aussichtlich erst im Jahre 2024 entlassen 
werden, und somit zu einem Zeitpunkt, 
zu dem sein Vater bereits verstorben 
sein werde. Hierbei mag dahinstehen, 
ob sich dies auf den Aspekt der Reso-
zialisierung auswirken kann. Für die in-
dessen ebenfalls zu berücksichtigende 
Frage der persönlichen Bedeutung der 
Ausführung zu seinem schwer kranken 
Vater ist dieser Aspekt indessen völlig 
ohne Belang, und daher offenkundig 
nicht geeignet, die Ermessensentschei-
dung zu tragen.

4. Der Senat hat neben der angefoch-
tenen Entscheidung der Strafvollstre-
ckungskammer auch jene der Antrags-
gegnerin aufgehoben, weil die Kammer 
unter Beachtung der dargelegten 
Rechtsauffassung des Senats nicht an-
ders würde entscheiden können, als 
ihrerseits die Antragsgegnerin zu neuer 
Entscheidung zu verpflichten.

5. Der Senat verkennt nicht, dass die 
vom Antragsteller beantragte Ausfüh-
rung nur unter erheblichem personellen 

Aufwand möglich ist - was im Rahmen 
der vorzunehmenden Entscheidung 
auch Berücksichtigung finden kann 
(Senat vom 9.2.2012 [1 Ws 12/12]). Al-
lein dies kann aber nicht dazu führen, 
dem Antragsteller eine Ausführung zu 
versagen.


